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Im Rahmen des MOTRA-Verbundes verantwortete die Universität Hamburg das Teilprojekt „Einstellun-
gen zu Demokratie, Rechtsstaat und politisch motivierter Gewalt: Analysen zu Verbreitung und Trends 
auf Basis repräsentativer Befragungen“. Zur Umsetzung dieser Aufgabenstellung wurde ein Monitoring 
in Form regelmäßig durchgeführter, repräsentativer Umfragen eingerichtet, die neben individuellen 
Einstellungen und Verhaltensbereitschaften auch subjektive Wahrnehmungen und Bewertungen politi-
scher Extremismen und gesellschaftlicher Prozesse einbezog, die als antezedente Bedingungen bzw. 
konstellative Faktoren die Ausbildung politischer Extremismen begünstigen. Im Fokus dieser Untersu-
chungen standen – als politisch besonders relevante Formen – einerseits rechtsextreme und islamistische 
sowie andererseits allgemein demokratiedistante Einstellungen.   

Die durchgeführten Untersuchungen richteten sich – wie ursprünglich vorgesehen – auf zwei Zielgrup-
pen: a) in Deutschland lebende Personen ab einem Alter von 18 Jahren, wobei entsprechend der themati-
schen Zielstellung ein besonderes Augenmerk auf Personen mit Migrationshintergrund sowie Personen 
mit muslimischer Religionszugehörigkeit zu richten war sowie b) in Deutschland lebende junge Menschen 
zwischen 16 und 21 Jahren. Für beide Zielgruppen wurden jeweils separate, bundesweit repräsentative 
Studien entwickelt und umgesetzt. 

Zur Umsetzung der Studien 
Die Studie a), die Personen ab 18 Jahren einschließt, wurde unter dem Titel „Menschen in Deutschland 
(MiD)“ in den Jahren 2021 bis 2024 einmal jährlich – im hier zugrundeliegenden Förderzeitraum damit 
insgesamt viermal – durchgeführt. Es handelt sich um eine einwohnermeldeamtsbasierte, bundesweit 
repräsentative Erhebung, die etwa 4 000 Personen umfasst und aus drei unterschiedlichen Teilgruppen 
zusammengesetzt ist: Teilgruppe 1 umfasst etwa 2 000 Personen und besteht aus einer repräsentativen 
Stichprobe der erwachsenen bundesdeutschen Wohnbevölkerung. Teilgruppe 2 umfasst weitere 1 000 
Personen mit muslimischer Religionszugehörigkeit, die zu jeweils einen Drittel aus dem Nahen Osten, 
Asien/Afrika bzw. der Türkei/dem Balkan nach Deutschland zugewandert sind. Teilgruppe 3 umfasst 
weitere 1 000 Personen, die ebenfalls einen Migrationshintergrund aufweisen, jedoch nicht muslimi-
schen Glaubens sind. Mit der Stichprobenziehung sowie der Durchführung der Erhebungen im Feld wurde 
das Feldforschungsinstitut verian (ehemals Kantar) beauftragt. 

Durch die Größe der Teilgruppen – insbesondere des Oversamples muslimischer Religionsangehöriger – 
und die Aufteilung der Personen mit Migrationshintergrund in solche mit bzw. ohne muslimische Religi-
onszugehörigkeit, war es möglich, nicht nur Aussagen über Personen mit muslimischer Religionszugehö-
rigkeit zu treffen, sondern – anders als in bisherigen Untersuchungen – auch potenzielle Einflussfaktoren 
hinsichtlich ihrer Wirkung auf Personen mit Migrationshintergrund bzw. solche mit muslimischer Religi-
onszugehörigkeit differenziert in den Blick zu nehmen. Da die in Deutschland lebenden Muslime fast 
ausnahmslos einen Migrationshintergrund aufweisen und auch durch entsprechende Erfahrungen 
geprägt sind, können erst durch die Hinzuziehung der Vergleichsgruppe nichtmuslimischer Migranten 
religionsspezifisch wirkende Faktoren angemessen vergleichend analysiert werden. Dies stellt gegenüber 
anderen Untersuchungen, die sich auf Personen muslimischer Religionszugehörigkeit beziehen, einen 
entscheidenden Vorteil dar. 

Aufgrund der hier eingesetzten differenzierten Gewichtungsprozeduren können sowohl bevölkerungsre-
präsentative Analysen auf Basis der Gesamtstichprobe als auch für die jeweiligen Teilgruppen (Personen 
ohne bzw. mit Migrationshintergrund, Personen mit muslimischer Religionszugehörigkeit) vorgenom-
men werden.    
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Für die Umsetzung der MID-Studie wurde ein Mixed-Mode-Design gewählt, dass die Vorteile einer Paper-
Pencil-Befragung (PAPI) mit denen einer Online-Erhebung (CAWI) kombiniert und sich qualitativ - insbe-
sondere mit Blick auf die antizipierten Antwortraten - deutlich von den bis dahin in diesem Feld üblichen 
telefonischen Befragungen abhebt und die Repräsentativität der Erhebung und damit die Verallgemein-
erbarkeit der Befunde besser gewährleistet. Die Befragten hatte so die Möglichkeit, zwischen beiden 
Methoden zu wählen oder diese auch zu kombinieren. In der Online-Fassung wurden den Befragten die 
Erhebungsinstrumente in Deutsch, Arabisch, Türkisch, Französisch, Farsi, Englisch und Polnisch angebo-
ten, was die Teilnahmebereitschaft erhöht hat. Ab 2022 wurde aufgrund zu geringer Nachfrage auf die 
Bereitstellung in französischer und polnischer Sprache verzichtet, die anderen Sprachen wurden jedoch 
weitergeführt.  

Vor den Erhebungen zur ersten Welle wurde seitens des Feldforschungsinstitutes ein Pretest des gesam-
ten Studiendesigns auf Basis von 500 Fällen durchgeführt. Zusätzlich zu diesem methodischen Pretest 
führte die Universität Hamburg weitere drei, in der ursprünglichen Planung so noch nicht vorgesehene, 
Pretests der Erhebungsinstrumente – insbesondere jenes Teils des Fragebogens, der sich spezifisch an 
muslimische Teilnehmende richtete – auf Basis eines Online-Access-Panels durch. Diese Pretests sind 
jedoch vor der Umsetzung so umfangreicher Erhebungen sinnvoll und notwendig, um jene Skalen zu 
entwickeln und zu testen, die in den Erhebungen zum Einsatz kommen sollen. Dies ist insbesondere dann 
notwendig, wenn es sich um Dauerbeobachtungen handelt und der Einsatz gleicher, weitgehend unver-
änderter Instrumente über mehrere Jahre erforderlich ist, um Trends zu identifizieren. Dies war hier so 
auch geplant. 

Alle vier Wellen der MiD-Erhebung wurden – unter Berücksichtigung der jährlichen Verschiebung des 
Ramadan – jeweils im Zeitraum zwischen März und Juli der Jahre 2021 bis 2024 durchgeführt. Dabei 
wurden zwischen im Minimum 4 253 (MiD 2023) und im Maximum 4 483 (MiD 2021) Teilnehmende 
befragt. Die avisierte Zielgröße von etwa 4 000 Personen wurde in allen Wellen erreicht. Die gilt auch für 
die Teilgruppe der Muslime, die in allen vier Wellen wie vorgesehen jeweils mehr als 1 000 Personen 
umfasst. Die Rücklaufquoten für die Gesamtstichprobe liegen zwischen 19.7% und 23.6%. Für die Teil-
gruppe der Personen aus muslimischen Herkunftsgebieten liegen sie zwischen 16.8% und 12.4%., bezogen 
auf die repräsentative Teilstichprobe 1 demgegenüber zwischen 30.7% und 40.5%.  

Die im Mixed-Mode-Design erreichten Rücklaufquoten für die Gesamtstichprobe liegen damit deutlich 
über jenen, die in Studien mit vergleichbarer Thematik erreicht wurden. So erreichten die telefonischen 
Befragungen etwa der Mitte-Studie 2022/23 eine Rücklaufquote von 10.4% (Faulbaum & Mokros 2023, S. 
37), das SVR Integrationsbarometer 2022 verzeichnete eine Rücklaufquote von 11.1% (Gülzau et al. 2022, S. 
22). Bessere Rücklaufquoten wurden in Studien mit Face-to-Face-Erhebungen erzielt, wie etwa bei der 
Leipziger Autoritarismusstudie, die im Jahr 2024 einen Rücklauf von 39.2% erreichte (Heller et al. 2024, S. 
213). Diese bezieht sich indessen allein auf deutschsprachige Personen und ist insoweit am ehesten mit 
repräsentativen Teilstichprobe 1 zu vergleichen, wo die Rücklaufraten recht ähnlich mit 30.7% bis 40.5% 
vergleichbar hoch lagen. Der Kostenansatz für Face-to-Face Erhebungen liegt jedoch deutlich höher als 
das in der MID-Studie der Fall ist.   

Vergleichbare Erfahrungen liegen für die wenigen Studien vor, die speziell Personen mit muslimischer 
Religionszugehörigkeit befragen: Nachdem die Studie "Muslimisches Leben in Deutschland" des Bundes-
amtes für Migration und Flüchtlinge (BAMF) im Jahr 2016 im Rahmen ihrer telefonischen Erhebungen nur 
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noch eine Rücklaufquote von 4.2% erreichte,1 wurde auch hier das Design in das deutlich aufwändigere 
Face-to-Face-Design abgeändert, was dort im Jahr 2020 zu einer Steigerung der Rücklaufquote auf 21.8% 
führte (Pfündel et al. 2021, S. 27). Insoweit erwies sich die Entscheidung, die MiD-Studie im Mixed-Mode-
Design umzusetzen in der Kosten-Nutzen-Bilanz als richtig. 

Abweichend vom ursprünglichen Plan, die MiD-Studien als reine Trend-Erhebungen – mit jeweils jährlich 
vollständig neu gezogenen Stichproben – zu realisieren wurde entschieden, die MiD-Studien künftig als 
kombiniertes Trend- und Paneldesign fortzuführen. Dazu wird es in den künftigen Studien erforderlich, 
die Teilnehmenden darauf zu befragen, ob sie bereit wären, im Folgejahr erneut teilzunehmen, um so 
schrittweise ein Panel aufzubauen. Ziel dieser Vorgehensweise ist längerfristig ab 2026 für etwa die 
Hälfte der Teilnehmenden längsschnittliche Daten zur Verfügung zu haben. Dies gestattet es einerseits, 
neben korrelativen Befunden auch Kausalbeziehungen zu untersuchen, anderseits aber auch einer sich 
verändernden Bevölkerungszusammensetzung Rechnung zu tragen, da die andere Hälfte der Befragten 
weiterhin jährlich neu gezogen und in das zu befragende Sample einbezogen wird. Auf diese Weise kann 
auch ein Panel muslimischer Befragter aufgebaut werden, für die dann über einen längeren Zeitraum 
längsschnittliche Daten zur Entwicklung individueller Einstellungen und Erfahrungen vorliegen, die 
Gegenstand weitergehender Analysen im zweiten Förderabschnitt des MOTRA-Projektes sein werden. Ein 
solches Panel existiert bis heute für Deutschland nicht und wird künftig erstmals zur Verfügung stehen. 

Zu allen vier Wellen aus der ersten Phase von MOTRA wurden seitens der UHH ausführliche Methoden-
berichte erstellt und online publiziert (vgl. https://www.jura.uni-hamburg.de/die-fakul-
taet/professuren/kriminologie/motra.html - Publikationen und Ergebnisse des UHH-Teilprojektes - For-
schungsberichte No. 1, 2, 6, 12 und 17).  

Die Studie b), die Personen zwischen 16 und 21 Jahren einschließt, wurde unter dem Titel „Junge Menschen 
in Deutschland (JuMiD)“ in den Jahren 2022 und 2024 durchgeführt. In der ursprünglichen Antragstellung 
war diese als Befragung von Schülerinnen und Schülern der 9. und 10. Jahrgangsstufe in zwei ausgewähl-
ten Großstädten und zwei Landkreisen als regional repräsentative Erhebungen geplant, die im Rahmen 
des Schulunterrichts im Klassenverband durchgeführt und im Abstand von zwei Jahren wiederholt 
werden sollten. Die Entwicklungen im Zuge der COVID-19 Pandemie führten jedoch zu ganz erheblichen 
Schwierigkeiten. In den Jahren 2020 und 2021 war es aufgrund dessen nicht möglich, Schülerinnen und 
Schüler im Klassenverband innerhalb von Schulen aufzusuchen. Alternativ zu den ursprünglich geplanten 
Befragungen von Schülerinnen und Schülern wurde daher – in Absprache mit dem VDI und nach Umwid-
mung der für die Schülerbefragung vorgesehenen Mittel – entschieden, bei der Befragung junger 
Menschen ähnlich wie bei der repräsentativen Befragung Erwachsener vorzugehen, und diese in Form 
einer einwohnermeldeamtsbasierten, bundesweit repräsentativen Erhebung von jeweils etwa 3 000 
Personen in der Altersgruppe 16 bis 21 Jahre umzusetzen. Diese Erhebungen wurden zweimal, in den 
Jahren 2022 und 2024, durchgeführt. Mit der Stichprobenziehung sowie der Durchführung dieser Erhe-
bungen wurde ebenfalls das Feldforschungsinstitut verian beauftragt. So konnte sichergestellt werden, 
dass Personen im Alter zwischen 18 und 21 Jahren, nicht zeitgleich in beide Erhebungen – MiD und JuMiD 
– einbezogen wurden.  

Aufgrund der Affinität zu internetbasierter Onlinekommunikation, die speziell bei dieser jungen Ziel-
gruppe zu erwarten ist, wurde weiter entschieden, anders als in der Erhebung bei den Erwachsenen im 

 
1   http://www.bamf.de/SharedDocs/Projekte/DE/DasBAMF/Forschung/Integration/muslimisches-
leben-deutschland-2019.html [13.08.2019]; zu den Problemen der telefonischen Befragung vgl. im 
Einzelnen En-gel/Schmidt 2015, S. 256 
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Rahmen der MiD-Studien, in denen ein Mixed-Mode-Design in Form der Kombination aus PAWI und 
CAWI-Befragungen verwendet wurde, in den JuMiD-Erhebungen auf die Verwendung von Papierfragebö-
gen völlig zu verzichten und die gesamten Erhebungen als Online-basierte Befragung auszugestalten. 
Ferner wurde entschieden, die Erhebungen ausschließlich in deutscher Sprache durchzuführen. Hinter-
grund dessen waren zum einen Kostengründe. Zum anderen hatte sich in früheren Jugendstudien 
gezeigt, dass die Mehrzahl der jungen Menschen mit Migrationshintergrund, die an einer solchen Befra-
gung teilnehmen, dieser auch in deutscher Sprache folgen konnten. Darüber hinaus hatten in der Studie 
MiD 2021 insbesondere junge Erwachsene unter 25 Jahren die Optionen einer fremdsprachigen Fragebo-
genversion nur selten in Anspruch genommen.  

Beide Wellen der JuMiD-Erhebung wurden – ebenfalls unter Berücksichtigung der Verschiebung des 
Ramadan – zwischen Ende März und Anfang Juni der Jahre 2022 und 2024 durchgeführt. Dabei wurden 
in der ersten Welle 3 590 und in der zweiten Welle 3 151 Personen befragt. Damit wurde die avisierte 
Zielgröße von etwa 3 000 Personen auch in diesen Erhebungen erreicht. Die Rücklaufquoten für die 
Gesamtstichprobe liegen erwiesen sich mit 31.7% (JuMiD 2022) und 27.2% (JuMiD 2024) als sehr gut.  

Zu beiden Erhebungen wurden seitens der UHH ausführliche Methodenberichte erstellt und online publi-
ziert (vgl. https://www.jura.uni-hamburg.de/die-fakultaet/professuren/kriminologie/motra.html - Pub-
likationen und Ergebnisse des UHH-Teilprojektes - Forschungsberichte No. 5 und 16).  

Die Konzipierung beider Studien (MiD und JuMiD) erfolgte jeweils durch die Universität Hamburg und in 
Kooperation mit der LMU und dem WZB. Da das LMU bereits frühzeitig Interesse an der Erhebung des 
Mediennutzungsverhaltens signalisierte, wurde in jeder Welle beider Studien ein Teil des Erhebungsin-
strumentes diesem Zweck vorbehalten und entsprechende Fragen nach Absprache zwischen der LMU und 
der UHH integriert. In Absprache mit dem WZB wurden in die jeweiligen Erhebungen Surveyexperimente 
integriert, die es gestatten, Kausale Effekte ausgewählter Einflussfaktoren für spezifische Aspekte von 
Radikalisierungsphänomenen auf der Einstellungsebene zu prüfen.  

Bei der Durchführung der Studien kooperierte die UHH insbesondere mit dem Feldforschungsinstitut 
verian (ehemals Kantar). Dessen Leistungen umfassten die Stichprobenziehungen (inkl. der Bezahlung der 
Einwohnermeldeämter für die Übersendung der Adressen zur Ziehung der Stichprobe), die Übersetzung 
der Feldmaterialen und Erhebungsinstrumente, die Durchführung der Erhebung (inkl. Druck und Versand 
der Feldmaterialen, Rücklaufkontrolle, Versand von Erinnerungen), die Zahlung von Incentives an die Teil-
nehmenden, die Synchronisierung der PAPI und/oder CAWI-Fragebögen, ein erstes Datencleaning, die 
Durchführung von Gewichtungsprozeduren zur Sicherstellung der Repräsentativität der Gesamt- und der 
Teilstichproben sowie die Erstellung von Methoden- und Feldberichten.  

Da die Dauer von Beginn der Vorbereitung einer Erhebungswelle bis zu deren Abschluss – die mit der 
Aufbereitung der vom Feldforschungsinstitut übersandten, gewichteten Daten endet – etwa 12 Monate 
in Anspruch nimmt, arbeiteten die Mitarbeiter der UHH über die gesamte Projektlaufzeit eng mit verian 
zusammen. Dies betraf insbesondere die Erstellung der Feldmaterialien (Anschreiben an Einwohnermel-
deämter und potenzielle Teilnehmer, FAQ, Datenschutzhinweise), die Prüfung der Übersetzungen der 
Erhebungsinstrumente, die Verlaufskontrolle sowie das Datencleaning vor und nach den Gewichtungen.   

Die Ausgaben für die Durchführung der MiD- und JuMiD-Studien umfassen den größten Teil (77.4% der 
Zuwendung ohne PP) der Ausgaben des Teilvorhabens der UHH. Die Kosten der MiD-Studie belaufen sich 
auf 2 331 875 € zuzüglich der Kosten für die durch die UHH ergänzend durchgeführten Pretests in Höhe 
von 5 117 €. Die Kosten der JuMiD-Studie belaufen sich auf 457 912 €.   
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Auch über den diesem Bericht zugrundeliegenden Förderzeitraum hinaus wird die MiD-Studie weiter fort-
geführt, zumindest die nachfolgenden weiteren drei Wellen (2025 bis 2027) sind nach aktuellem Stand – 
ebenfalls durch Förderung des BMFTR – sichergestellt. Darüber hinaus strebt der MOTRA-Verbund über 
das Jahr 2027 hinaus eine Verstetigung der Finanzierung an, die auch die Fortführung der MiD-Studie 
umfasst.      

Über die in der Teilvorhabenbeschreibung geplanten Einstellungsbefragungen hinaus, wurde in Koopera-
tion zwischen der UHH und dem GIGA eine weitere Studie mit dem Titel „Menschen in Deutschland: Inter-
national (MiDInt)“ konzipiert und durchgeführt. Dies wurde aus Eigenmitteln der UHH und des GIGA 
finanziert. Ziel dieser etwa alle zwei Monate durchgeführten Studie ist es, zum einen Auswirkungen 
internationaler Ereignisse wie bspw. des Ukraine-Kriegs und des Gaza-Konflikts auf extremismusaffine 
Einstellungen der Bevölkerung in Deutschland zu untersuchen sowie zum anderen, neue Messinstru-
mente zu entwickeln, die in den Studien MiD und JuMiD zum Einsatz kommen. Von besonderer Bedeu-
tung ist hierbei ferner die Möglichkeit der Durchführung von Surveyexperimenten, die es gestatten, 
kausale Effekte nachzuweisen. Seit November 2022 wurden bis zum Ende der Projektlaufzeit (31.3.2025) 
so insgesamt 14 weitere Befragungen der deutschen Wohnbevölkerung auf Basis eines großen Online-
Access-Panels mit jeweils etwa 2 500 bis 4 000 Teilnehmern durchgeführt, die die Befunde der durch die 
Zuwendungen des BMBF finanzierten MiD- und JuMiD-Erhebungen ergänzen.   

Die Gesamtkosten für diese 14 Befragungen, die sich auf 76 995 € belaufen, wurden hälftig aus Eigenmit-
teln der UHH und des GIGA finanziert. Zukünftig wird MiDInt im MOTRA-Design fest verankert werden 
und weiterhin in enger Kooperation zwischen dem GIGA und der UHH durchgeführt. Die personelle und 
finanzielle Verankerung dieser Studie im MOTRA-Verbund liegt – aufgrund der besonderen Expertise des 
GIGA in der Bewertung internationaler Ereignisse – dabei künftig stärker beim GIGA. Die UHH wird jedoch 
weiterhin an der Erstellung der Instrumente sowie der Datenauswertung und den Publikationen der 
Ergebnisse beteiligt sein. und die Verzahnung von MiD und MiDInt im Hinblick die Optimierung von Mess-
instrumenten, experimentellen Designs und längsschnittlicher Analysen sicherstellen.   

Zu den die Analysen leitenden theoretischen Ansätzen 
Die auf Basis der vorliegenden Erhebungen durchgeführten Analysen finden ihre theoretische Grundlage 
sowohl in anomietheoretischen Ansätze als auch in sozialen Identitätstheorien. Ausgehend von der 
Annahme, dass individuelle Bedrohungswahrnehmungen und Ängste in Kombination mit persönlichen 
Marginalisierungs- und Diskriminierungserfahrungen zur Entstehung extremismusaffiner Einstellungen 
führen können, kommt zur Erklärung der hier zugrundeliegenden Mechanismen insbesondere die Gene-
ral Strain Theory (GST; Agnew 2006, 2017) in Betracht. Die GST geht davon aus, dass individuell erlebte 
Belastungen zur Entstehung negativer Emotionen führen, die auf unterschiedliche – funktionale oder 
auch dysfunktionale – Weise bewältigt werden können. Ob es zur Ausbildung negativer Emotionen 
kommt und ob ein Individuum eine dysfunktionale Bewältigungsstrategie wählt, hängt wiederum von 
verschiedenen Faktoren ab. In unseren Analysen gehen wir davon aus, dass neben Marginalisierungser-
fahrungen in Form von subjektiv wahrgenommenen Abwertungen der Eigengruppe sowie selbst erlebter 
persönlicher Diskriminierung auch die Wahrnehmung aktueller gesellschaftlicher Herausforderungen 
wie Klimawandel, Migration oder die Folgen von Inflation und damit verbundene Preissteigerungen als 
mögliche Belastungen wirken können. Dies gilt umso mehr, wenn diese – wie es aktuell der Fall ist – 
kumuliert auftreten und sich auch individuell auf das Leben von Menschen auswirken. Als daraus resul-
tierende negative Emotion ist eine allgemeine, anomische Verunsicherung zu erwarten, die je nach 
Anzahl, Art und Stärke der erlebten Belastungen unterschiedlich stark ausfallen kann. Die Wahrschein-
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lichkeit, dass auf einen massiven Wandel gesellschaftlicher Verhältnisse verunsichert reagiert wird, ist 
danach umso größer, je weniger staatlichen Institutionen und jenen, die zur Bewältigung gesellschaftli-
cher Herausforderungen berufen sind, zugetraut wird, dass diese willens und in der Lage sind, diesen Auf-
gaben gerecht zu werden. Die Hinwendung zu extremistischen Ansichten und die Bereitschaft, auch 
selbst politisch motivierte Gewalt anzuwenden oder zu unterstützen, ist in theoretischer Hinsicht eine 
der möglichen – dysfunktionalen – Formen der Bewältigung einer solchen Verunsicherung. Inwieweit es 
dazu kommt hängt weiter von sozialen und persönlichen Faktoren ab, wie dem Vertrauen in staatliche 
Institutionen, dessen Ausmaß wiederum von den Erfahrungen mit diesen Institutionen mitbestimmt 
wird.  

Auch die Theorie der sozialen Identität (Tajfel & Turner 1986) bietet hier eine sinnvolle, wissenschaftlich 
gut etablierte theoretische Grundlage zur Untersuchung der Entwicklungen und des Ausmaßes extremis-
musaffiner Einstellungen. Ausgangspunkt der theoretischen Annahmen ist hier die Unterscheidung 
zwischen Eigen- und Fremdgruppe, deren Auf- bzw. Abwertung als gruppenimmanente Haltung der 
klaren Verortung und Bestimmung der Eigengruppe dient, was in besonderen Situationen aber auch die 
Ausbildung extremismusaffiner Einstellungen befördern kann. Untersucht wurde in diesem Zusammen-
hang, welche Dimensionen der sozialen Identität (ethnische bzw. nationale Herkunft, Sprache, Religion 
oder auch die politische Überzeugung) für die Ausbildung extremismusaffiner Einstellungen von beson-
derer Bedeutung sind und welchen Einfluss Erfahrungen mit persönlicher Diskriminierung in genau 
diesen Bereichen zusätzlich entfalten.  

Die Erfassung persönlicher Diskriminierungserfahrungen in den gleichen Kategorien wie die der sozialen 
Identität ermöglicht hier eine analytische Verknüpfung beider Konstrukte mit Blick auf die Wirkung von 
Diskriminierungserfahrungen in Abhängigkeit davon, ob für die eigene Identität besonders relevante 
Bereiche durch die erlebte Diskriminierung betroffen sind. Im Mittelpunkt dieser Analysen stand damit 
die Frage, inwieweit aus einer mit Benachteiligung und/oder Diskriminierung verbundenen Identitätsbe-
drohung negative Einstellungen gegenüber anderen sozialen Gruppen („Fremdgruppen“) bis hin zu 
massiven Formen von gruppenbezogener Intoleranz resultieren, die letztlich auch auf extremismusaffine 
Einstellungen hinweisen. 

Zu den im Monitoring regelmäßig erfassten Konstrukten 
extremismusaffiner Einstellungen 
Entsprechend der Konzeption des MOTRA-Verbundes wurden extremismusaffine Einstellungen sowohl 
phänomenspezifisch als auch phänomenübergreifend erhoben. Bei den phänomenspezifischen Einstel-
lungen lag der Fokus auf islamistischen und rechtsextremen Einstellungen. Beide Einstellungsmuster 
wurden in den Hauptstudien MiD und JuMiD regelmäßig erhoben. 

Auf die Erfassung linksextremer Einstellungen wurde in der ersten Förderperiode noch verzichtet. Die 
Erhebungsinstrumente enthalten jedoch Fragen zur Beobachtung linksextremer politischer Aktivitäten 
sowie zum Ausmaß der Bedrohung durch linksextreme Gewalt als möglichen Einflussfaktoren im Sinne 
der rekursiven, wechselseitigen Beeinflussung von Extremismen in Form von Radikalisierungsspiralen.  

Als phänomenübergreifende Konstrukte waren die Ablehnung demokratischer Grundprinzipien sowie 
intolerante Einstellungen gegenüber Minderheiten ebenfalls regelmäßige Bestandteile der Hauptstu-
dien. Dies wurden aber auch im Rahmen der MiDInt-Studien thematisiert. Darüber hinaus wurden in den 
MiDInt-Studien Skalen zur Erfassung von zwei weiteren Einstellungsmustern entwickelt, die extremis-
musaffinen Haltungen nahestehen, jedoch nicht mit diesen gleichzusetzen sind: die Befürwortung auto-
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kratischer Strukturen (Autokratieakzeptanz) sowie nationalistische Einstellungen. Beide Skalen wurden 
erstmals im Jahr 2024 in die MiD- und JuMiD Erhebungen einbezogen. 

Neben den phänomenspezifischen und phänomenübergeifenden extremismusaffinen Einstellungen war 
auch die Akzeptanz politisch-motivierter Gewalt Gegenstand der MiD- und JuMiD-Studien. Die Akzeptanz 
instrumenteller Gewalt zur Durchsetzung politischer Ziele wird nach unserem Verständnis nicht als defi-
nitorisches Merkmal politisch extremistischer Einstellungen angesehen, sondern als davon unabhängiger 
weiterer Faktor, der die Gefährlichkeit solcher Einstellungen steigert, nicht aber notwendiger Bestandteil 
dieser Einstellungen ist. In den MiDInt-Studien wurde der Aspekt politisch-motivierter Gewalt über 
Fragen nach der Zustimmung zu verschieden Protestformen integriert, die legale Proteste, halblegale - 
eher zivilen Ungehorsam zum Ausdruck bringende - aber auch illegale, gewaltsame Protestformen 
umfassen. 

Zentrale Befunde zur Entwicklung extremismusaffiner 
Einstellungen 
Die zentralen Befunde zur Entwicklung extremismusaffiner Einstellungen wurden regelmäßig im 
Rahmen der MOTRA-Konferenzen vorgestellt und im MOTRA-Monitor publiziert (vgl. zum Trend 2021 bis 
2025: Brettfeld, Farren, Fischer, Endtricht & Wetzels 2025).   

Die Erhebungen der ersten vier Wellen der MiD-Studie verweisen auf recht ausgeprägte Besorgnisse, die 
aufgrund anhaltender und multipler Krisen in der Bevölkerung vorherrschen. Im Zentrum steht einerseits 
die Befürchtung, dass die Wirtschaftskrise zu mehr Armut führen könnte (knapp die Hälfte der Befragten 
zeigt sich darüber durchgehend sehr besorgt). Die stärkste Zunahme findet sich in Verbindung mit dem 
Zuzug von Flüchtlingen nach Deutschland (hier stieg der Anteil derer, die darüber sehr besorgt sind in vier 
Jahren von etwa 18% auf über 41%). Auch der Anteil derer, die große Sorgen darüber äußern, dass Deutsch-
land in einen Krieg involviert werden könnte, stieg im gleichen Zeitraum von etwa 26% auf über 47%. 
Demgegenüber wird dem Klimawandel eine in diesem Zeitraum eher abnehmende, gleichwohl aber noch 
relevante Bedeutung zugemessen (knapp 40% sind 2024 darüber noch sehr besorgt; vier Jahre zuvor 
waren es noch 56%). Die Corona-Pandemie ist hingegen aus dem Kanon der besorgniserregenden Ereig-
nisse verschwunden. 

Diese insgesamt recht klar zu konstatierende Zunahme der Besorgnisse geht einher mit einem Rückgang 
des Vertrauens in staatliche Institutionen – ganz besonders in die Regierung (2024: 27.8%) und die politi-
schen Parteien (2024: 21.0%) – sowie der weit verbreiteten Ansicht, wonach wichtige Entscheidungsträger 
aus Politik, Wirtschaft und Wissenschaft nicht gewillt bzw. nicht in der Lage sind, die aktuellen gesell-
schaftlichen Herausforderungen zu bewältigen (knapp 73% der Befragten waren im Jahr 2024 dieser 
Ansicht). Diese Entwicklungen waren begleitet von einer damit korrespondierenden Zunahme der Verun-
sicherungsgefühle in der Bevölkerung (von 56% im Jahr 2021 auf 72% im Jahr 2024). 

Demokratiedistante Einstellungen werden als ein mehrdimensionales Konstrukt aufgefasst und über drei 
normativ trennbare Subskalen (Ablehnung von Freiheitsrechten, Ablehnung konstitutioneller Prinzipien, 
Ablehnung fundamentaler Gleichheitsrechte) erfasst. Der zwischen 2021 und 2024 erkennbare, leichte 
Anstieg der Demokratiedistanz (von 14.0% auf 15.6%) geht vor allem auf die wachsende Ablehnung grund-
legender Prinzipien der konstitutionellen Verfasstheit unseres Gemeinwesens zurück (darunter Gewal-
tenteilung, regelmäßige Wahlen und Beteiligung des Parlaments). Der Anteil der Befragten, die diese Prin-
zipien ganz oder teilweise ablehnen stieg um etwa ein Fünftel von 10.1% (2021) auf 12.8% (2024). Demge-
genüber lehnt nur ein kleiner – und sinkender – Anteil der Bevölkerung (2.2 % in 2024) grundlegende Frei-
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heitsrechte ab. Noch geringer fällt die Ablehnung von Gleichheitsrechten aus, die zwischen 2021 und 2024 
konstant bei nur 1.9% liegt.  

Vertiefende Analysen zeigen, dass diese insgesamt leichte Zunahme der Demokratiedistanz zu wesentli-
chen Anteilen auf die zeitgleiche Zunahme der sich ausbreitenden anomischen Verunsicherung zurück-
zuführen ist. 

Etwas geringere Raten demokratiedistanter Einstellungen finden sich bei den Jugendlichen und jungen 
Erwachsenen im Rahmen der JuMiD-Studie. Hier stiegen die Raten zwischen 2022 und 2024 von 11.7% auf 
12.4%, wobei auch bei den jungen Menschen die Ablehnung der demokratischen Verfasstheit unseres 
Staatswesens dominiert (im Jahr 2024 lag diese Ablehnung bei 8.0). Im Gegensatz zu den Daten der MiD-
Studie zeigten sich bei den jungen Menschen jedoch etwas höhere und leicht steigende Raten der Ableh-
nung von Freiheitsrechten (von 2.4% auf 3.4%) und allgemeiner Gleichheitsrechte (von 1.8% auf 3.4%).  

Derart differenzierte Analysen phänomenübergreifender Einstellungen, die nach verschiedenen Aspekten 
demokratischer Prinzipien unterscheiden, theoriegeleitet vorgehen und entsprechende Veränderungen 
auf Basis jährlich durchgeführter bundesweit repräsentativer Erhebungen abbilden können, lagen für 
Deutschland so bisher nicht vor. Zwar existieren mehrere – auch repräsentative Studien – die sich mit 
Einstellungen zu Demokratie befassen, allerdings erfolgen die Messungen häufig weniger differenziert 
(vgl. etwa die jährlich durchgeführten Erhebungen zum „Deutschland-Monitor“). Deutlich breiter ange-
legt sind bereits die Analysen des „Monitoring Demokratische Integration“, die jedoch kein kontinuierli-
ches Monitoring gewährleisten. Als methodisch sowie inhaltlich anspruchsvoll, allerdings ebenfalls nur 
mit einem größeren zeitlichen Abstand der Erhebungen, erweist sich die in den Jahren 2019 und 2022 
durch die Friedrich Ebert Stiftung realisierte Studie „Demokratievertrauen in Krisenzeiten“, die neben der 
Thematisierung gesellschaftlicher Herausforderungen, dem Vertrauen in und der Legitimation von wich-
tigen Institutionen auch den Glauben an Verschwörungstheorien in ähnlicher Weise wie die UHH in den 
Fokus nimmt. Einen umfassenden Ansatz, der – ähnlich wie MOTRA –unterschiedliche Formen der Radi-
kalisierung betrachtet, verfolgt die Forschungs- und Dokumentationsstelle zur Analyse politischer und 
religiöser Extremismen in Niedersachsen (FoDEx), deren Fokus sich jedoch ausschließlich auf das Land 
Niedersachsen richtet.  

Rechtsextreme Einstellungen werden – in ähnlicher Weise wie in MOTRA – auf Basis der Konsensdefinition 
auch durch die Mitte-Studie und die Leipziger Autoritarismusstudie erfasst. Beide Studien werden jedoch 
nur alle zwei Jahre durchgeführt. Anders als nach den Daten der Mitte-Studie finden sich in unseren 
Analysen der MiD-Erhebungen zwischen 2021 und 2024 nur moderate Zunahmen manifester rechts-
extremer Einstellungen (von 4.9% auf 5.8%). Dies zeigt sich in vergleichbarer Größenordnung auch in der 
Leipziger Untersuchung. Deutliche Anstiege finden sich hingegen im Bereich latenter rechtsextremer 
Einstellungen. Der Anteil der Befragten, die sich in diesem Sinne offen gegenüber rechtem Gedankengut 
zeigen, ist nach unseren Ergebnissen von 21.8% im Jahr 2021 auf 26.6% im Jahr 2024 gestiegen. Betrachtet 
man die Subdimensionen der Konsensdefinition, finden sich besonders hohe Werte in Bezug eine 
mindestens latent ausgeprägte ausländerfeindliche Einstellung (49.8%) und für muslimfeindliche (36.8%) 
Einstellungen, die beide zudem die deutlichsten Anstiege zwischen 2021 und 2024 verzeichnen (+11.1 bzw. 
+5.9 Prozentpunkte). 

Fasst man das Ausmaß manifester und latenter rechtsextremer Einstellungen zusammen und kontrolliert 
statistisch die Effekte der Zunahme einer allgemeinen Verunsicherung in den letzten Jahren in multivari-
aten Analysen, dann sind Unterschiede der Verbreitung rechtsextremer Einstellungen zwischen den 
Erhebungswellen nicht mehr nachweisen, d.h. die Zunahmen sind auch für dieses Einstellungsmuster 
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weitgehend auf die bereits erwähnten erheblich gewachsenen Besorgnisse sowie damit assoziierte 
Verunsicherungen zurückzuführen.  

Bei jungen Menschen sind die manifesten rechtsextremen Einstellungen etwas weniger verbreitet als in 
der erwachsenen Allgemeinbevölkerung: Während im Jahr 2022 noch 9.4% der Jugendlichen eine gewisse 
Offenheit und 2.1% manifest rechtsextreme Einstellungen zeigen, liegen die entsprechenden Anteile im 
Jahr 2024 jedoch bei 19.4 % bzw. 4.9 %. Damit sind gerade in der Altersgruppe der Jugendlichen und jungen 
Erwachsenen ganz massive Zuwächse zu verzeichnen. Diese zeigen sich ebenfalls in den Subdimensionen 
Ausländerfeindlichkeit (von 25.7% auf 44.6% Zustimmung) und Muslimfeindlichkeit (von 11.0% auf 29.0%). 
Auffallend ist insoweit bei den jungen Menschen auch eine – zwar auf niedrigem Niveau aber relativ 
betrachtet recht starke Zunahme antisemitischer Einstellungen zwischen 2022 auf 2024, (von 3.7% auf 
7.2%).      

Islamismusaffine Einstellungen sind nach der von uns zugrunde gelegten Definition durch drei zentrale 
Aspekte gekennzeichnet: 1.) Die Bereitschaft, religiöse islamspezifische Vorstellungen und Regeln zur 
Grundlage der politischen Verfasstheit des Staates zu machen sowie die Befürwortung einer solchen 
politischen Ordnung, 2.) Die Abwertung anderer, nicht islamischer Religionen und Gesellschaften sowie 
3.) Eine pauschal übersteigerte Aufwertung des Islam. Erhoben wird diese spezifische Form extremis-
musaffiner Einstellungen ausschließlich bei Befragten, die sich nach eigener Angabe als muslimisch 
bezeichnen bzw. einer islamischen Religionsgemeinschaft zugehörig.  

Der Anteil der Befragten mit einer Offenheit für islamismusaffine Einstellungen nahm im Zeitverlauf 
stetig zu und erreichte im Jahr 2024 mit 28.6% den bisher höchsten Wert. Auch der Anteil manifest 
islamismusaffiner Personen stieg zunächst zwischen 2021 und 2023 von 9.3% auf 15.1%, sank dann jedoch 
2024 wieder auf 10.9%. 

Charakterisiert wird dieses Einstellungsmuster insbesondere von einer pauschalen Aufwertung des Islam, 
die dem Islam als einzigem die Fähigkeit zuspricht, die aktuellen Probleme zu lösen (hier finden sich 
Zustimmungsraten von knapp 32% im Jahr 2021 und 40% im Jahr 2024) sowie der Abwertung anderer 
Religionen, Kulturen und Gesellschaften. Auch hier finden sich recht starke Zuwächse im Verlauf der 4 
Wellen.  

Ferner haben sich antisemitische Einstellungen unter Muslim:innen im Verlauf der vier Erhebungswellen 
verdoppelt (von 12.6% auf 24.3%) und auch die Vorstellung, dass die Sexualmoral westlicher Gesellschaf-
ten völlig verkommen sei, hat von 30.8% auf 43.4% zugenommen. Deutlich seltener und vergleichsweise 
konstant ist der Anteil jener Befragter, die ein Primat islamischer Religion vor der Demokratie sehen (2021: 
12.1%, 2024: 14.3%). 

Auf Basis multivariater Analysen wurde auch hier untersucht, inwiefern diese Entwicklungen ebenfalls 
mit der Zunahme anomischer Verunsicherungen im fraglichen Zeitraum in Zusammenhang stehen. Vor 
dem Hintergrund früherer Befunde, in denen gezeigt werden konnte, dass Aspekte der Religiosität für die 
Erklärung von Islamismus wie auch für Formen der Intoleranz bei muslimischen Befragten eine besondere 
Rolle spielen, wurde zusätzlich analysiert, inwieweit die Relevanz der Religion für den eigenen Lebensall-
tag sowie die Ausprägung der tatsächlich praktizierten Religion hier einen Einfluss haben.  

Anders als bei den rechtsextremen Einstellungen weist im Falle der muslimischen Befragten die jüngste 
Altersgruppe multivariat eindeutig das höchste Niveau religiös konnotierter extremismusaffiner Einstel-
lungen auf. Weiter findet sich ein klarer Bildungseffekt, der allerdings nicht ganz so stark ausfällt wie bei 
rechtsextremen Einstellungen. Effekte der anomischen Verunsicherung sind auch im Fall islamismusaffi-
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ner Einstellungen zu erkennen, diese sind aber etwas geringer als bei den rechtsextremen Einstellungen 
und führen hier – im Gegensatz zu den anderen extremismusaffinen Einstellungsmustern – nicht dazu, 
dass die Anstiege islamismusaffiner Einstellungen in den Jahren 2023 und 2024 gegenüber 2021 damit 
aufgeklärt werden. Dies findet seine Ursache darin, dass das Ausmaß der anomischen Verunsicherung bei 
den muslimischen Befragten insgesamt schon zu Beginn des betrachteten Zeitraums beträchtlich höher 
ist als bei den anderen Befragten, sodass von deren weiterer Steigerung keine erheblichen Effekte mehr 
ausgehen und auch nicht zu erwarten wären.  

Weitere Analysen zeigten, dass neben der anomischen Verunsicherung, eine sehr hohe persönliche Rele-
vanz der Religion für den eigenen Alltag sowie der sehr häufige Besuch einer Moschee mit einer starken 
Erhöhung islamismusaffiner Einstellungen einhergehen. Die Einbeziehung dieser beiden religionsbezo-
genen Prädiktoren führt dazu, dass die Zuwächse der Raten zwischen 2021 und 2024 nicht mehr nach-
weisbar sind. Die Zunahme islamismusaffiner Einstellungen im betrachten Zeitraum von 2021 bis 2024 
sind insoweit also durch eine Kombination einer gewachsenen anomischen Verunsicherung mit Anstie-
gen der Bedeutung der Religion und der Häufigkeit des Moscheebesuchs – beides Größen, die sich eben-
falls erhöht haben – vollständig aufklären lässt. 

Islamismusaffine Einstellungen sind unter jungen Muslimen deutlich weiter verbreitet als in den älteren 
Bevölkerungsgruppen. Während sich hier die Rate derer, die offen für islamistisches Gedankengut sind – 
auf bereits hohem Niveau – nur wenig veränderte (von 34.1% im Jahr 2022 auf 38.0% im Jahr 2024) stieg 
die Rate stark ausgeprägter, manifest islamistischer Einstellungen im gleichen Zeitraum von 11.1% auf 
19.9%. Dabei gehen diese Anstiege auf Zunahmen in allen drei Subdimensionen zurück. Ähnlich wie bei 
den Erwachsenen dominiert auch bei den jungen Muslimen die pauschale Aufwertung des Islam und 
erreicht im Jahr 2024 hier Zustimmungsraten von 56.7%.  

Ein überzeugendes und allgemein konsentiertes Konzept zur Messung und Erfassung linksextremistischer 
Einstellungen wurde bis heute noch von keiner Forschungsgruppe entwickelt. Vereinzelt kommen Items 
zur Anwendung, die sich auf Kapitalismuskritik als Teil linker Ideologie beschränken, so etwa in der Mitte-
Studie, in der die Erfassung solcher Einstellungen jedoch kein zentrales Thema bildet. Häufig wird zur 
Erfassung linker Einstellungen entweder auf die politische Selbstverortung der Befragten zurückgegriffen 
oder deren Aussage dazu, eine linke bzw. linksextreme Partei wählen zu wollen.  

Basierend auf ersten Arbeiten zu einem „Left-Wing-Authoritarianism-Index“, die im Rahmen der MiDInt 
Studien durchgeführt wurden, wird die UHH im weiteren Projektfortgang auch eine Skala zur Erfassung 
linksextremistischer Einstellungsmuster entwickeln. Von besonderem Nutzen wird insoweit die MiDInt-
Studie sein, die es ermöglicht, neue Instrumente in vergleichsweise kurzer Zeit und mit begrenztem 
finanziellen Einsatz zu entwickeln und deren Qualität zu testen. Daran anknüpfend kann dieses Instru-
ment dann in den repräsentativen MiD-Studien verwendet werden. Diese Entwicklung einer Messung 
links-orientierter, extremismusaffiner Einstellungen ist so in Deutschland bisher noch nicht durchgeführt 
worden.  

Auswahl weiterer relevanter Befunde im Überblick 
Die Zusammenhänge zwischen der Wahrnehmung multipler gesellschaftlicher Krisenherde, der Bewer-
tung relevanter Entscheidungsträger als inkompetent und unwillig, diese Herausforderungen zu bewälti-
gen, einer daraus resultierenden anomischen Verunsicherung und verschiedenen extremismusaffinen 
Einstellungen wurden mehrfach untersucht und nachgewiesen. Es zeigte sich, dass eine anomische 
Verunsicherung insbesondere die Ablehnung der konstitutionellen Verfasstheit des Staatswesens erhöht. 
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So findet sich eine fast viermal höhere Ablehnung bei hoher Anomie im Vergleich zu einer geringen 
Verunsicherung (vgl. Brettfeld 2023).  

Abseits gesellschaftlicher Faktoren führt auch die Wahrnehmung einer kollektiven Marginalisierung der 
Eigengruppe zu einer erhöhten Demokratiedistanz. Diese Form der Marginalisierung vermittelt ihre 
Wirkung insbesondere über die subjektiv wahrgenommene Bedrohung durch vermutete bzw. befürch-
tete Verluste wichtiger kultureller Traditionen (Fischer, Endtricht & Farren 2022). 

Auch das allgemeine Vertrauen in die Problemlösefähigkeit der Demokratie wird durch verschiedene 
Faktoren beeinflusst. Als besonders wichtig haben sich in diesem Zusammenhang das Vertrauen in sozi-
ale Gerechtigkeit und in staatliche Institutionen erwiesen (Farren & Wetzels, im Druck).  

Das Vertrauen in staatliche Institutionen wird seinerseits auch von sozialen Kontextfaktoren beeinflusst 
und korreliert negativ mit einer hohen Arbeitslosenquote, einer geringen Einwohnerdichte und großen 
Distanzen zu zentralen Infrastrukturen (Bitschnau, Michaelis & Eberspach, im Druck). 

Neben der regelmäßig im Rahmen des Monitorings extremismusaffiner Einstellungen erhobenen Demo-
kratiedistanz wurde im Rahmen der MiDInt-Studien eine weitere, neue Skala konstruiert, die erhebt, 
inwieweit die Befragten bereits sind, demokratische Grundprinzipien angesichts aktueller Krisen aufzu-
geben. Die so entwickelte Skala zur Erhebung der „Autokratieakzeptanz“ bildet zusätzlich zu den og. 
extremismusaffinen Einstellungen einen weiteren wichtigen Indikator zur Abbildung der politischen 
Situation in Deutschland mit Blick auf Haltungen zur Demokratie und Freiheitsrechten.   

Nach den vorliegenden Daten aus MiD und MiDInt führen Krisen wie der Krieg in der Ukraine, Klimawan-
del, Flucht und Migration sowie Inflation, die für eine große Mehrheit der Bevölkerung mit erheblichen 
Besorgnissen verbunden sind, nicht nur dazu, dass die Befragten häufiger daran zweifeln, dass die Demo-
kratie in der Lage ist, diese Probleme zu bewältigen (34.3 % glauben das eher nicht oder gar nicht). Fast 
ein Drittel (31.5 %) sind zudem bereit, zentrale Elemente der Demokratie, wie kontroverse Debatten, 
parlamentarische Kontrolle oder Gewaltenteilung, deutlich einzuschränken oder zugunsten einer 
vermeintlich effektiveren autoritären politischen Führung aufzugeben. Eine solche kriseninduziert 
erhöhte Autokratieakzeptanz findet sich bei Personen aus dem gesamten politischen Spektrum. Die 
Raten unterscheiden sich zwar zwischen den Wählern der verschiedenen Parteien; sie liegen dort 
zwischen 14.8% bei den Grünen und 50.1% bei Wählern der AfD. Autokratieakzeptanz ist damit weder auf 
Personen aus dem rechten Rand des politischen Spektrums noch auf Menschen mit geringer Bildung 
beschränkt, sondern sie ragt in alle gesellschaftlichen Teilgruppen hinein.  

Besondere Wirkungen gehen von Befürchtungen aus, in nächster Zeit ganz persönlich wirtschaftliche 
Einschränkungen im Bereich der Erfüllung von Grundbedürfnissen wie Wohnung, Energieversorgung, 
Arbeit oder der Versorgung mit Lebensmitteln erleben zu müssen. Diese befördern Autokratieakzeptanz 
in sehr hohem Maße. Sofern zusätzlich die Entscheidungsträger in unserer Gesellschaft als unfähig 
eingeschätzt werden, die wahrgenommenen zentralen Probleme effektiv zu lösen und zu bewältigen, ist 
die Wahrscheinlichkeit der Befürwortung von Autokratie nochmals zusätzlich erhöht (Wetzels, Brettfeld, 
Farren, Richter & Kleinschnittger 2023: MOTRA Spotlight 7/23). 

Besonderer Bedeutung kommt in diesem Zusammenhang der mit dem andauernden Ukraine-Krieg 
verbundenen Kriegsangst zu, die direkt mit einer Zunahme der Autokratieakzeptanz verbunden ist 
(Kleinschnittger, Richter, Brettfeld & Wetzels 2023). Der Überfall Russlands auf die Ukraine geht bei einer 
großen Mehrheit der deutschen Bevölkerung mit massiven Kriegsängsten einher. So äußerten sich zwei 
Drittel der Befragten im Februar 2023 „etwas“ (42.0 %) oder „sehr“ (26.0 %) besorgt darüber, dass Russland 
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einen militärischen Angriff auf Deutschland starten könnte. Dies führte einerseits zu einer erhöhten 
Akzeptanz der Unterstützung der Ukraine durch eine Lieferung von militärischer Ausrüstung. Es war 
andererseits aber auch mit der Bereitschaft verbunden, demokratische und rechtsstaatliche Prinzipien 
zugunsten einer autokratischen staatlichen Führung aufzugeben (Richter, Wetzels, Brettfeld & Farren 
2023 Russlandanalysen). Im März 2024 polarisierte die Frage der militärischen Unterstützung der Ukraine 
die Befragten ganz besonders: Zu diesem Zeitpunkt erklärten 47 % der Befragten, Deutschland solle gar 
keine militärische Ausrüstung in die Ukraine liefern. Gleichwohl löste der Krieg in der Ukraine weiterhin 
bei etwa zwei Dritteln der Befragten eine klare Bejahung von Sorgen im Sinne von Kriegsangst im Kontext 
des russischen Angriffskriegs. Erneut zeigte sich, dass eine solche Kriegsangst mit einer deutlich erhöhten 
Rate der Autokratieakzeptanz und der zumindest partiellen Abwendung von der Demokratie einhergeht 
(Kleinschnittger, Brettfeld, Richter & Wetzels 2023: MOTTA Spotlight 3/24). 

Auch rechtsextreme und islamistische Einstellungsmuster waren Gegenstand weiterer vertiefender 
Analysen. Die Wahrnehmung kollektiver Marginalisierung erwies sich auch im Fall rechtsextremer Einstel-
lungen als wichtiger Risikofaktor, der seine Wirkung jedoch vor allem erneut über das Ausmaß einer 
dadurch erzeugten anomischen Verunsicherung sowie der Angst vor dem Verlust traditioneller Werte und 
Kultur entfaltet (Wetzels, Brettfeld, Endtricht, Fischer & Farren 2022). 

Ein besonderer Fokus der Analysen richtete sich auch auf genderbezogene Analysen. So wurde die Bedeu-
tung traditioneller Männlichkeitsnormen, die Wahrnehmung der Veränderung der Geschlechterverhält-
nisse und diesbezügliche Bedrohungswahrnehmungen speziell in den Blick genommen. Hier zeigte sich, 
dass ein wahrgenommener Statusverlust der Eigengruppe in Kombination mit männlichen Bedrohungs-
gefühlen insbesondere bei jungen Männern mit vermehrten rechtextremen Einstellungen bzw. eine 
entsprechende Offenheit dafür einhergeht (Fischer 2025, im Druck). Die Akzeptanz traditioneller Männ-
lichkeitsnormen erhöht insoweit sowohl bei jungen Frauen als auch jungen Männern rechtsextreme 
Einstellungen (Fischer 2024). 

Rechtsextreme Einstellungen können insoweit als Reaktion auf Bedrohungsgefühle und Verunsicherung 
als eine Form von sozial dysfunktionalem Bewältigungsverhalten entstehen, was durch weitere Erfahrun-
gen und Erlebnisse ausgelöst bzw. getriggert werden können. Ein Faktor und möglicher Auslöser, der mit 
solchen negativen Emotionen verbunden ist, ist die subjektiv erlebte Marginalisierung durch staatliche 
und gesellschaftliche Institutionen. Als Form der Bewältigung werden ideologische Einstellungen über-
nommen, die das Gefühl der Verunsicherung und Identitätsbedrohung mindern. Negative soziale Emoti-
onen können insoweit ein Nährboden für Radikalisierung sein, indem sie autoritäre und rigide Haltungen 
befördern. Diese kann die Akzeptanz rigider Formen der Politikgestaltung, eine Ablehnung freiheitlicher 
Grundsätze sowie soziale Vorurteile gegenüber als Verursachern der Verunsicherung beziehungsweise 
Bedrohung wahrgenommenen „Anderen“ befördern. 

Mit Blick auf islamistische Einstellungen bei muslimischen Befragten standen – abseits des Erlebens von 
Marginalisierung und Diskriminierung – auch das Ausmaß der Religiosität, die Inhalte religiöser Orientie-
rungen und auch die Häufigkeit des Aufsuchens einer Moschee im Vordergrund der weitergehenden 
Analysen. Diskriminierungserlebnisse und eine Wahrnehmung kollektiver Marginalisierung sind unter 
den in Deutschland lebenden Muslimen deutlich weiter verbreitet als im Rest der Bevölkerung (Wetzels 
& Brettfeld 2023). Innerhalb der Gruppe der Muslime wurden vier gut trennbare religiöse Orientierungs-
muster identifiziert: Demnach weisen knapp 27% eine fundamentale Orientierung auf, knapp 39% 
wurden als vorwiegend orthodox orientiert, etwa 25% als liberal und etwa 9% als gering religiös orientiert 
eingestuft.  
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Es zeigte sich, dass eine subjektive Wahrnehmung kollektiver Marginalisierung von Muslimen in Deutsch-
land islamistische Einstellungen erhöht, auch wenn die Effekte der Formen der religiösen Orientierung 
berücksichtigt werden. Dieser Befund wurde mit Daten aller vier MiD-Erhebungen repliziert, wobei 
Personen mit fundamentaler religiöser Orientierung die Situation von Muslimen in Deutschland wie auch 
international deutlich stärker als von Marginalisierung geprägt erleben, als andere muslimische Befragte.  

Die individuelle Religiosität erwies sich ebenfalls als relevant, das Ausmaß ihres Effektes auf islamistische 
Einstellungen wird aber durch die Muster religiöser Orientierungen entscheidend determiniert (Wetzels 
& Brettfeld 2023). Im Fall gering religiöser und liberal-religiöser Orientierungen haben starke individuelle 
religiöse Bindungen keinerlei relevante Auswirkungen auf die Ausprägung islamismusaffiner Einstellun-
gen. Demgegenüber sind im Falle eines orthodoxen religiösen Orientierungsmusters mittlere und im Falle 
eines fundamentalen religiösen Orientierungsmusters sehr starke, die Befürwortung islamismusaffiner 
Einstellungen erhöhende Effekte zu erkenne. Gleichwohl finden sich selbst in der Hochrisikogruppe der 
muslimischen Befragten mit fundamentalen Orientierungsmustern und einer hohen individuellen religi-
ösen Bindung für die Mehrheit keine islamismusaffinen Einstellungen. Selbst bei Einbezug der Offenheit 
für islamismusaffine politische Haltungen findet sich auch hier in der Hochrisikogruppe immer noch etwa 
ein Viertel fundamental Orientierter, die keine autoritären, demokratiedistanten Haltungen im Sinne 
islamismusaffiner Positionen vertreten (Wetzels & Brettfeld, im Druck). 

Neben der Verbreitung extremismusaffiner Einstellungen unter den Befragten insgesamt wurde auch 
regelmäßig erhoben, wie häufig die Befragten entsprechende Aktivitäten in ihrem Umfeld beobachten 
und insbesondere inwieweit sich die Befragten durch rechts-, links- oder islamistische Gewalt bedroht 
fühlen. Die höchsten Raten finden sich hier für die Wahrnehmung einer Bedrohung durch rechtsextre-
mistische Gewalt, 20.0% fühlen sich dadurch etwas oder sehr bedroht. Etwa 16% der Befragten fühlen 
sich durch islamistische Gewalt bedroht. Deutlich geringere Raten (etwa 10%) finden sich für eine wahr-
genommene Bedrohung durch linksextremistische Gewalt.  

Diese Angaben zum Bedrohungserleben korrespondieren allerdings nur wenig mit den jeweiligen 
Beobachtungen im Umfeld. Sie hängen zudem stark von der eigenen politischen Orientierung ab: Die 
jeweilige Gegengruppe (politisch rechts vs. links orientiert) wird dabei jeweils als bedrohlicher wahrge-
nommen (Endtricht & Kleinschnittger 2023). 

Die Akzeptanz politischer Gewalt ist – zumindest in einer manifesten Form – insgesamt recht selten (2.3% 
im Jahr 2021 – Zunahme auf 3.4% bis 2023 und Rückgang auf 2.0% im Jahr 2024). Dem sind etwa weitere 
10% der Befragten zuzuordnen, die sich zumindest offen für die Anwendung politischer Gewalt zeigen. 
Hier findet sich zwischen den Erhebungswellen auch ein leichter Anstieg von 9.5% (2021/22) auf 11.2% 
(2023/24). Weitere Analysen zeigen, dass eigene Diskriminierungserfahrungen die Gewaltakzeptanz 
insbesondere bei Personen ohne Migrationshintergrund erhöhen. Dabei wird der Zusammenhang 
zwischen beiden Variablen erneut über negative Emotionen – in diesem Fall Wut über erlebte Ausgren-
zungen – vermittelt. Enttäuschung – als weitere negative Emotion – führt hingegen nicht zu einer Erhö-
hung von Gewaltakzeptanz. Dies verweist auf die unterschiedliche Bedeutung internalisierender und 
externalisierender Verarbeitungsmuster (Endtricht 2023b). 

Konkrete Formen gewaltsamer politischer Auseinandersetzungen wie das Bedrohen von Politikern im 
Internet finden zwischen 10% und 15% der Befragten „in Ordnung“; das nächtliche Versammeln vor dem 
Haus von Politikern, um sie zu beschimpfen, wird sogar von knapp 20% der Befragten als eher unbedenk-
lich eingeschätzt. Etwa doppelt so hohe Raten zeigen sich allerdings in der Teilgruppe der Wähler der AfD 
(Endtricht 2025, im Druck). 
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Ein weiterer Schwerpunkt der Erhebungen – insbesondere im Rahmen der MiDInt-Studien – und der 
darauf basierenden Analysen lag auf der Beschreibung der Entwicklung intoleranter Einstellungen gegen-
über verschiedenen Minderheiten und Teilgruppen und der Prüfung diesbezüglicher Erklärungsansätze. 
Im Zentrum standen dabei antisemitische, muslimfeindliche und allgemein ausländerfeindliche Einstel-
lungen sowie ablehnende Haltungen gegenüber geflüchteten Menschen.  

Nach den dazu ermittelten Befunden löst die Zuwanderung unter den in Deutschland lebenden 
Menschen zunehmend Ressentiments aus. So finden sich manifeste ausländerfeindliche Einstellungen im 
Jahr 2024 bei 35.0%, manifest flüchtlingsfeindliche Einstellungen sogar bei 44.1% der Befragten. Seit dem 
Vorjahr sind hier Zunahmen zwischen 3.3 und 5.3 Prozentpunkten zu verzeichnen. Besonders hohe Raten 
finden sich in dieser Hinsicht in der Population der älteren Menschen. Eine hohe Bildung (Abitur) erweist 
sich ferner diesbezüglich eindeutig als Schutzfaktor. Ausländer- und flüchtlingsfeindliche Einstellungen 
waren zudem im Osten der Republik deutlich häufiger anzutreffen und stärker ausgeprägt als im Westen. 
Allerdings weisen die westlichen Bundesländer stärkere relative Anstiege auf, sodass inzwischen ein 
Ausgleich des Niveaus in dieser Hinsicht zu konstatieren ist. Ausländerfeindlichkeit und Ablehnende 
Haltungen gegenüber Geflüchteten gehen einher mit sozioökonomischer Deprivation und anomischer 
Verunsicherung. Ferner finden sich bei Anhängern der AfD diesbezüglich massiv erhöhte Raten, allerdings 
zeigen auch Wähler der CDU/CSU und der FDP überdurchschnittlich hohe Werte (Richter, Kleinschnittger, 
Farren, Brettfeld & Wetzels, im Druck).  

Dieser Befund geht einher mit Ergebnissen von Analysen zu den Hintergründen von Wahlpräferenzen der 
AfD. Danach sind die Angst vor Überfremdung und dem Verlust wichtiger Traditionen insoweit die wich-
tigsten Faktoren. Wirtschaftliche Deprivation und erwartete sozioökonomische Belastungen hatten 
hingegen keinen direkten Einfluss auf diese Wahlpräferenz. Die entfalteten ihre Wirkungen erst vermit-
telt über die hier stärkere Wahrnehmung einer Bedrohung durch Aufweichung der kulturellen Traditio-
nen und Werte, die mit einer angenommenen Überfremdung eng verknüpft werden (Farren, Fischer & 
Wetzels 2025). 

Obwohl sich die Mehrheit der Menschen in Deutschland durch geflüchtete Menschen nicht in ihrer 
Lebensweise und in ihren Werten bedroht fühlt, glaubten im Januar 2023 über 61% der Befragten, dass 
mit Flüchtlingen vor allem Gewalttäter nach Deutschland kommen. Fast zwei Drittel der Befragten lehn-
ten eine schnellere Einbürgerung von Flüchtlingen ab. Zugleich sprachen sich fast drei Fünftel für eine 
unbürokratischere Anerkennung von Schul- und Berufsabschlüssen aus. Knapp 60% Prozent wollten 
nicht, dass in ihrer Nachbarschaft Wohnraum für Flüchtlinge bereitgestellt oder geschaffen wird. Aller-
dings glaubten 55%, dass Flüchtlinge der deutschen Wirtschaft zukünftig mehr nützen als schaden. Inso-
weit polarisierte dieses Thema die Menschen in Deutschland sehr stark.  

Surveyexperimente konnten im Rahmen der MiDInt-Studien nachweisen, dass ein Verweis auf das inter-
national verbriefte Menschenrecht einer schutzsuchenden Person (kommuniziert durch eine Organisa-
tion wie Amnesty International) und die Betonung der Rolle von Flüchtlingen als Zukunftsinvestition 
(kommuniziert durch Arbeitgeberverbände) zum Abbau der mit Flüchtlingen assoziierten negativen 
Wahrnehmungen beitragen, während die Konfrontation mit einer drohenden Überfremdung (seitens der 
AfD kommuniziert) oder Hinweise auf bestehende Kapazitätsgrenzen keine Effekte auf die Einstellungen 
der Befragten gegenüber Flüchtlingen hatten. Insbesondere eine positive Rahmung des Zuzugs von 
Geflüchteten durch den Bundespräsidenten – unter Verweis auf die Wahrung von Menschenrechten und 
gleichzeitig positiver Hervorhebung und Würdigung der bisher geleisteten Hilfe und Unterstützung von 
Flüchtlingen durch die Bevölkerung – konnte ablehnende Einstellungen gegenüber Flüchtlingen wirksam 
reduzieren (Kleinschnittger, Richter, Brettfeld & Wetzels 2023). 
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Die Erhebungen waren von Beginn an überschattet durch die fortlaufende Eskalation des Israel-Gaza-
Konflikts. Bereits während der ersten Welle der MiD-Studie kam es im Mai 2021 für mehrere Tage zu einer 
Intensivierung dieses schon lange schwelenden Konfliktes wodurch sich die Option eines Feldexperimen-
tes ergab. Die Analysen dessen konnten zeigen, dass der Konflikt kurzfristig zu einem Anstieg des klassi-
schen Antisemitismus und von konfrontativen und gewaltförmigen Protesten in Deutschland führte 
(Richter, Brettfeld, Greipl, Hohner, Hunger, Kanol, El Masri & Wetzels 2022). 

Nach Beginn des Gaza-Krieges im Gefolge des Überfalls der Hamas Anfang Oktober 2023 war eine 
Zunahme klassischer antisemitischer Einstellungen – in Ost und Westdeutschland – zu beobachten. Diese 
fiel insbesondere bei jungen Menschen besonders stark aus (Kleinschnittger, Richter, Brettfeld & Wetzels 
2025). 

Im Vergleich zwischen 2022 und 2024 erhöhten sich die Raten klassischer antisemitischer Einstellungen 
in der Gesamtstichprobe junger Menschen von 2.1% auf 3.6%, die Rate latent antisemitischer Einstellun-
gen von 2.0% auf 4.0%. Solche Anstiege fanden sich für alle nach Religion und Migrationshintergrund 
unterteilten Teilgruppen. Die mit Abstand höchsten Raten fanden sich jedoch in der Teilgruppe der jungen 
Muslime: Hier erhöhte sich die Rate manifest antisemitisch Eingestellter im Verlauf der zwei Jahre auf 
etwa das Dreifache (von 5.7% auf 18.8%). Die Rate der latent antisemitisch Eingestellten blieb hingegen 
konstant bei etwa 12% (Wetzels, Fischer, Brettfeld & Farren 2025).  

Multivariate Analysen ergaben bereits 2022, dass die entscheidenden Faktoren für eine Erklärung antise-
mitischer Einstellungen nicht in den wahrgenommenen Marginalisierungen der Eigengruppe oder den 
persönlichen Diskriminierungserfahrungen liegen, sondern eher geringe Bildung, eine ausgeprägte 
Verschwörungsmentalität. Ferner stehen sie im Fall junger Muslime eng mit fundamentalen religiösen 
Einstellungen in Zusammenhang (Fischer & Wetzels 2024a). Die längsschnittliche Analyse der Trendda-
ten ergab, dass die erhöhten Raten bei jungen Muslimen sowohl nach Kontrolle von Diskriminierungs- 
und Marginalisierungserfahrungen als auch der – bei Muslimen deutlich stärker ausgeprägten – 
Verschwörungsmentalität immer noch deutlich höher ausfallen als in den anderen Teilgruppen. Insbe-
sondere zeigte sich weiter auch, dass die Zunahmen klassisch antisemitischer Einstellungen zwischen 
2022 und 2024 bei den jungen Muslimen vor allem bei Migranten der zweiten Generation stattfand, also 
bei jenen Muslim:innen, die in Deutschland geboren und aufgewachsen sind (Wetzels, Fischer, Brettfeld 
& Farren 2025). 

Weitere Analysen zu verschiedenen Formen antisemitischer Einstellungen kamen zu dem Ergebnis, dass 
eine Verschwörungsmentalität sich sowohl für klassischen als auch israel-bezogenen Antisemitismus als 
relevanter Faktor erweist, während fundamentale religiöse Einstellungen hingegen ausschließlich mit 
dem klassischen und nicht mit dem israel-bezogenem Antisemitismus korreliert sind (Wetzels, Fischer & 
Brettfeld, im Druck). 

Während sich deutliche Zunahmen klassischer antisemitischer Einstellungen bei den jungen Menschen 
zeigen, lassen sich in der Allgemeinbevölkerung zwischen 2021 und 2023 keine solch ausgeprägten 
Anstiege feststellen. Ähnlich wie bei den jungen Menschen, gilt jedoch auch für die Erwachsenen, dass 
fundamentale religiöse Einstellungen sowohl bei Christen als auch bei Muslimen antisemitische Einstel-
lungen erhöhen und dass der Glaube an Verschwörungsnarrative zu den stärksten Prädiktoren solcher 
Einstellungen gehört (Fischer & Wetzels 2024b).    

Antisemitische Einstellungen sind auch in der erwachsenen Bevölkerung am ehesten in der Teilgruppe 
der Muslime anzutreffen. Dies bestätigt sich auch nach Kontrolle von Diskriminierung- und Marginalisie-
rungserfahrungen. Sie sind auch hier bei fundamental eingestellten Muslimen besonders ausgeprägt. 
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Tatsächlich führt die Berücksichtigung der religiösen Orientierungsmuster dazu, dass Effekte von Margi-
nalisierung und Diskriminierung multivariat nicht mehr nachweisbar sind. Es verbleibt lediglich noch 
zusätzlicher Effekt der Verschwörungsmentalität (Fischer & Wetzels 2024a). 

Auch wenn der – vor allem im Zuge des Gaza-Krieges – wachsende Antisemitismus ein gravierendes 
Problem darstellt, sind muslimfeindliche Einstellungen in Deutschland deutlich weiter verbreitet und mit 
Blick auf das mit ihnen verbundene Konfliktpotential für unsere Gesellschaft hoch relevant. Bereits vor 
Ausbruch des Gaza-Krieges lag die Rate manifester Muslimfeindlichkeit in der Allgemeinbevölkerung bei 
26.5%. Diese Rate nahm im Zuge des Gaza-Kriegs ebenfalls zu und erreichte zwischen April bis September 
2024 27.9%, wobei Befragten im oberen Altersbereich auch höhere Raten aufweisen als junge Menschen.  

Ähnlich wie beim Antisemitismus ist auch für die Muslimfeindlichkeit ein klarer Zusammenhang mit dem 
Bildungsstand zu erkennen. Für Ost- und Westdeutsche Bundesländer sind gegenläufige Trends zu erken-
nen: Während muslimfeindliche Einstellungen im Jahr 2023 noch in Osten des Landes weiter verbreitet 
waren als im Westen, sind beide Gebiete – durch starke Zunahmen im Westen und leichte Rückgänge im 
Osten der Republik im Jahr 2024 – aktuell in diesem Punkte nicht mehr signifikant verschieden. 

Die mit Abstand höchsten Raten muslimfeindlich eingestellter Personen finden sich bei Wählern der AfD 
(2024: 58.7%), die geringsten Raten mit 6.4% bei Wählern von Bündnis 90/Die Grünen. Alle anderen 
Parteien weisen Raten zwischen 11.3% (Linke) und 30.1% (BSW) auf (Kleinschnittger, Richter, Brettfeld & 
Wetzels 2025). 

Die noch vor dem Gaza-Krieg im Iran stattfindenden Proteste aufgrund des gewaltsamen Todes von Jina 
Mahsa Amini in Polizeigewahrsam waren Anlass, im Rahmen eines Surveyexperiments den Zusammen-
hang zwischen Muslimfeindlichkeit in Deutschland und der Wahrnehmung der Vorfälle im Iran und deren 
Bewertung zu untersuchen. Hier zeigte sich, dass die Interpretation der Vorgänge im Iran als Beleg für 
eine Menschenrechts- und Demokratiefeindlichkeit des Islam das Ausmaß der Muslimfeindlichkeit der 
Befragten in Deutschland steigerte, während die Deutung der Vorgänge im Iran als wachsendes Engage-
ment dort lebender Musliminnen und Muslimen für individuelle Freiheits- und Gleichheitsrechte mit 
einer deutlichen Verringerung der Muslimfeindlichkeit der Befragten einherging, was die Bedeutung des 
politischen Framings solcher Ereignisse nachdrücklich unterstreicht (Wetzels, Richter, Farren & Brettfeld 
2023: MOTRA-Spotlight 03/23). 

Phänomenübergreifende Analysen intoleranter Einstellungen, in denen die Muster von Abwertungen 
verschiedener Minderheiten (Antisemitismus, Ausländerfeindlichkeit, Muslimfeindlichkeit und Abwer-
tung von Homosexuellen) untersucht wurden, kam zu dem Befund, dass die Mehrheit der Bevölkerung 
(etwa 57% aller Befragten) sich gegenüber allen Gruppen tolerant verhält. Etwa 18% der Bevölkerung 
zeigen manifeste Abwertungen insbesondere gegen Ausländer und Muslime. Weitere 13% sind zwar 
ebenfalls ausländerfeindlich eingestellt, beziehen diese Einstellung jedoch vor allem auf sozialstaatliche 
Aspekte. Knapp 7% der Bevölkerung erweisen sich als antisemitisch-homophob und knapp 5% als genera-
lisiert intolerant, d.h. gegenüber allen Fremdgruppen feindselig. 

Tiefergehende Analysen dieser Muster zeigen, dass insbesondere die Teilgruppe der generalisiert- Intole-
ranten Befragten eine stark erhöhte Wahrscheinlichkeit aufweisen, alle Dimensionen rechtsextremer 
Einstellungen (Chauvinismus, Sozialdarwinismus, Befürwortung rechter Diktatur und Verharmlosung des 
Nationalsozialismus) zu befürworten. Nur chauvinistische und sozialdarwinistische Einstellungen zeigen 
sich über alle grundsätzlich intoleranten Einstellungsmuster Hinweg als zentrale gemeinsame ideologi-
sche Bezugspunkte der Intoleranz (Endtricht, im Druck). 
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Aus dem Projekt entstandene Publikationen 
Aus dem Forschungsprojekt entstanden – unter reger Beteiligung aller Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
an der UHH – insgesamt 91 Publikationen. Dazu zählen 6 Monographien. Diese sind zum einen 4 Ausgaben 
des jeweils jährlich erscheinenden Bandes des MOTRA-Monitors, in dem wesentliche Befunde aus dem 
Teilprojekt, insbesondere auch zu den Trends der Entwicklung extremismusaffiner Einstellungen 
publiziert wurden. In Kooperation mit den anderen Teilvorhaben wird ferner – voraussichtlich noch 2025 
– im Verlag Springer VS (in der dortigen Reihe „Analysen zu gesellschaftlicher Integration und 
Desintegration“) ein durch die UHH organisierter und herausgegebener Sammelband mit dem Titel 
„Extremistische Einstellungen in Deutschland: Verbreitungen, Einflussfaktoren und Trends“ im Open-
Access-Format erscheinen. Die Kosten der Open-Access-Publikation werden aus Fördermitteln der 
Universität Hamburg finanziert. Allen Beiträgen gemeinsam ist, dass die von den Projektmitarbei-
ter:innen der UHH generierten Daten der MID-, JuMiD- und MiDInt-Studien entweder ausschließlich oder 
in Kombination mit den Daten der Verbundpartner die Grundlage der Analysen bilden. Dieser fertig 
gestellte Sammelband enthält – abseits der Einführung und dem abschließenden Resümee – 13 Teilbei-
träge von Mitarbeitern der UHH, des BKA, des GIGA, der LMU, der KrimZ und des WZB.    

Des Weiteren wird spätestens Anfang 2026 die Dissertation einer Mitarbeiterin der UHH als Monographie 
erscheinen. Diese Dissertation wurde im Jahr 2025 an der Fakultät für Wirtschafts- und Sozialwissen-
schaften eingereicht, angenommen und als herausragend bewertet. Sie trägt den Titel „Identität und 
Intoleranz: Zur Rolle kollektiver Identitäten und der Wahrnehmung von Identitätsbedrohungen für die 
Abwertung von Minderheiten“. Darin wird – auf Basis der Daten der MiD 2022-Studie – die Rolle von Iden-
titäten im Kontext individueller negativer Erfahrungen, gruppenbezogener Bedrohungswahrnehmungen 
und gesellschaftlicher Unsicherheiten untersucht. Es werden Mechanismen identifiziert, über welche die 
Bedrohungswahrnehmungen in intoleranten Einstellungen in Form von Ausländerfeindlichkeit, Muslim-
feindlichkeit und Antisemitismus transformiert werden. 

Neben diesen 6 genannten Monographien entstanden im Förderzeitraum insgesamt 41 Beiträge in Fach-
zeitschriften und Herausgeberbänden. Der Großteil der Beiträge wurde in deutscher Sprache publiziert, 
fünf dieser Artikel wurden in Englisch verfasst. Ein Beitrag wurde im Jahr 2021 veröffentlicht, fünf Beiträge 
im Jahr 2022, 10 Beiträge im Jahr 2023, 4 Beiträge im Jahr 2024 und 6 Beiträge im Jahr 2025.  

Zusätzlich wurden zwei Beiträge 2025 in englischsprachigen Fachzeitschriften eingereicht und befinden 
sich im Stadium des Peer-Reviews, ein weiterer deutschsprachiger Beitrag ist bereits zur Publikation 
angenommen. Weitere 12 Beiträge wurden für den von der UHH herausgegebenen Sammelband erstellt, 
der wie o.a. voraussichtlich noch im Jahr 2025 erscheinen wird. 

Zusätzlich zu den genannten Publikationen wurden durch die UHH insgesamt 19 Forschungsberichte – 
jeweils als Print- und Online-Fassung – erstellt. Inhalte dieser Forschungsberichte sind in erster Linie die 
Methodenberichte zu den bundesweit repräsentativen Befragungen der vier MiD- und zwei JuMiD-
Studien sowie der auf einem Open-Access-Panel basierenden MiDInt-Studien. In diesen werden ausführ-
lich die Anlagen der Studien, die Stichprobenziehungen, die Durchführung, der Rücklauf, die Gewichtung, 
die Qualität der jeweils errichten Stichproben sowie die Inhalte der Erhebungen inklusive der jeweils 
verwendeten Konstrukte und Erhebungsinstrumente beschrieben. Letztere sind als Anhänge den Metho-
denberichten beigefügt.  

Zwei dieser Berichte (die Methodenberichte zur ersten Welle der MiD-Studie 2021 und der ersten Welle 
der JuMiD-Studie 2022 wurden zusätzlich in englischer Sprache veröffentlicht. 
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Neben solchen Methodenberichten wurde ein ausführlicher Forschungsbericht zu Auswirkungen 
verschwörungstheoretisch konnotierter Formen der Delegitimation von Politik, Wissenschaft und Medien 
im Kontext der COVID-19 Pandemie auf demokratieablehnende Einstellungen sowie Intoleranz und 
Vorurteile (Wetzels & Brettfeld 2022, FB No. 3), ein Bericht zur Verbreitung extremismusaffiner politischer 
Einstellungen sowie Konfrontationen mit Intoleranz und politischem Extremismus in Deutschland 2021 
(Wetzels, Brettfeld, Endtricht, Farren & Fischer 2022: FB No. 4), ein Bericht zu Demokratiedistanz, extre-
mismusaffinen Einstellungen, Akzeptanz politisch motivierter Gewalt sowie Intoleranz gegenüber 
Minderheiten und Fremdgruppen bei Jugendlichen und Heranwachsenden in Deutschland 2022 (Farren, 
Fischer, Brettfeld, Endtricht, Kleinschnittger & Wetzels 2023: FB No. 10) sowie ein Forschungsbericht zu 
Antisemitismus bei Jugendlichen und Heranwachsenden in Deutschland: Zur Bedeutung von Migrations-
hintergrund und Religion (Fischer, Wetzels, Brettfeld & Farren 2024: FB No. 15) veröffentlicht. 

Um die Befunde unserer Analysen auch nichtwissenschaftlichen Rezipienten aus Politik und Praxis leich-
ter zugänglich zu machen, wurden zusätzlich insgesamt 25 Publikationen online veröffentlicht, die 
bewusst kurz gehalten sind und auf eine dezidiert wissenschaftliche Sprache verzichten. Darunter finden 
sich erste Ergebnisdarstellungen der einzelnen Wellen der verschiedenen durch die UHH durchgeführten 
Studien, die sich explizit an die jeweiligen Teilnehmenden richten, die darauf auch im Zuge der Erhebun-
gen aufmerksam gemacht wurden. 

In weiteren 14 sogenannten Spotlights wurden jeweils einzelne thematische Fragestellungen aus dem 
Projektkontext aufgegriffen und die entsprechenden Befunde dazu in konzentrierter Form dargestellt, 
eingeordnet sowie Handlungsempfehlungen daraus abgeleitet. Die Themen dieser Spotlights sind sehr 
vielfältig und befassen sich mit:  

 Befunden zum Vertrauen in Politik, Demokratiedistanz und Autokratieakzeptanz 
  Klimawandel, Einstellungen zu Klimamaßnahmen und -Protesten,  
 Kriegsangst, Einstellungen zu Waffenlieferungen und der Wehrpflicht in Deutschland   
 Antisemitismus und Muslimfeindlichkeit 
 der Fußball-EM 2024 und deren soziale Effekte sowie  
 den Sorgen und Erwartungen, die mit der US-Präsidentschaftswahl 2024 verbunden waren 

Darüber hinaus wurden in einem „GIGA-Fokus global“ die Einstellungen zu Geflüchteten in Deutschland 
und die im Rahmen der MiDInt-Studie dazu durchgeführten Surveyexperimente thematisiert. 

Teilnahme an Konferenzen und Fachvorträge 
Im Rahmen der Dissemination der Befunde aus dem Teilvorhaben UHH wurden – neben den Publikatio-
nen – im Förderzeitraum (bis Ende März 2025) insgesamt 74 Vorträge gehalten, die unter Beteiligung von 
Mitarbeitern der UHH entstanden sind. 32 dieser Vorträge wurden auf nationalen und weitere 31 auf 
internationalen Konferenzen gehalten. Weitere 6 Vorträge wurden auf Einladung politischer Gremien 
und 5 Vorträge im Rahmen von speziell eingeladenen und organsierten Vorlesungen an Universitäten 
außerhalb der UHH gehalten. 

Die wichtigste nationale Konferenz stellt die jährliche MOTA-Konferenz dar – die im Förderzeitraum 
insgesamt fünfmal stattfand (2021 bis 2025). Daran nehmen alle Mitarbeiter des UHH MOTRA-Teams 
regelmäßig teil. Sie waren insoweit u.a. an den Verbundvorträgen sowie verschiedener Panelveranstal-
tungen beteiligt. Insgesamt wurden hier seitens der UHH 18 Vorträge gehalten.  

Darüber hinaus wurden Befunde im Rahmen der nationalen Konferenzen der Kriminologischen Gesell-
schaft, der Deutschen Gesellschaft für Soziologie sowie auf Einladung anderer Verbundprojekte (NADIRA, 



4 Projekt MOTRA – Teilvorhaben UHH  FKZ: 13N15222 
Sachbericht zum Verwendungsnachweis – Teil II   
 

seite 19 

Exzellenzcluster „Religion und Politik“ an der Universität Münster, Zentrum für Radikalisierungsfor-
schung und Prävention Jena) vorgestellt. 

Ergebnisse des Teilvorhabens der UHH wurden auch international, insbesondere auf den jährlich stattfin-
denden Konferenzen der European Society of Criminology (9 Vorträge), des European Consortiums for 
Political Research (4 Vorträge), des Stockholm Criminology Symposium (4 Vorträge) sowie der American 
Society of Criminology (4 Vorträge) einem wissenschaftlichen Fachpublikum präsentiert und intensiv 
disktutiert. Weiter wurden die Befunde auf dem World Congress of Political Science 2023 der Internatio-
nal Political Sience Association in Buenos Aires präsentiert und auf Einladung ebenfalls am Instituto de 
Sociología y de la Escuela de Gobierno der Pontificia Universidad Catolica de Chile vorgestellt. 

Einladungen erfolgten auch von diversen politischen Gremien: 2023 lud die Landeszentrale für politische 
Bildung des Landes Baden-Württemberg ein, 2024 die Fraktionen B90/Die Grünen sowie die Fraktion der 
SPD der Hamburger Bürgerschaft, der Regierungspräsident des Regierungsbezirks Düsseldorf und das 
Kompetenzzentrums für Deradikalisierung und Extremismusprävention im Land Bremen). Des Weiteren 
beteiligte sich die UHH – in Kooperation mit dem GIGA – an der Veranstaltung „Leibniz im Bundestag“ 
und stellte im Rahmen dessen ebenfalls aktuelle Befunde vor.  

Umfangreichere Projektdarstellungen erfolgten im Rahmen von Vorlesungen an den Universitäten 
Wuppertal, Jena, Münster, an der Hochschule der Sächsischen Polizei sowie im Rahmen eines Webinars 
der Friedrich Naumannn Stiftung.    

Die im Förderzeitraum anfallenden Reisekosten zur Teilnahme an Konferenzen und Fachtagungen 
wurden zu etwa einem Drittel (34 447 €, 1.0% der Zuwendung ohne PP) über die Zuwendung durch das 
BMBF/BMFTR finanziert. Reisekosten, die nicht förderfähig waren – beispielsweise für mehr als einen 
Mitarbeiter zu internationalen europäischen und amerikanischen Tagungen sowie die Reise von drei 
Mitarbeitern nach Argentinien (zur Konferenz der International Political Science Assoziation) – wurden 
aus Eigenmitteln der Universität Hamburg finanziert. 

Einsatz von Mitarbeitern und Personenmonate 
Im Verlauf des Förderzeitraumes wurden – abseits der Projektleitung, die vollständig aus Eigenmitteln 
der UHH finanziert wurde – drei wissenschaftliche Mitarbeiter beschäftigt.  

 Ein Mitarbeiter wurde zum 1.2.2020 eingestellt und auf einer 75%-Stelle bis zum 30.6.2021 aus der 
Zuwendung des BMBF finanziert. Ab dem 1.7.2021 wurde dieser Mitarbeiter aus anderen Förder-
mitteln (ergänzende Förderung des BMI) bezahlt, arbeitete jedoch weiterhin im MOTRA-Projekt. 
Damit entfallen auf diesem Mitarbeiter insgesamt 12.75 Personenmonate. 

 Ein zweiter Mitarbeiter wurde ebenfalls zum 1.2.2020 zunächst auf einer 75%-Stelle eingestellt. 
Ab dem 1.1.2022 wurde dieser Mitarbeiter zu 100% aus den Fördermitteln des BMBF finanziert. 
Nach Genehmigung der kostenneutralen Laufzeitverlängerung wurde der Vertrag bis zum 
31.3.2025 – also bis zum Abschluss des verlängerten Förderzeitraumes verlängert. Damit entfallen 
auf diesen Mitarbeiter insgesamt 56.25 Personenmonate. 

 Eine dritte Mitarbeiterin wurde ab dem 1.4.2020 zunächst auf einer 75%-Stelle beschäftigt. Ab 
dem 1.1.2022 wurde diese Mitarbeiterin ebenfalls zu 100% aus den Fördermitteln des BMBF finan-
ziert. Nach Genehmigung der kostenneutralen Laufzeitverlängerung wurde auch dieser Vertrag 
bis zum 31.3.2025 verlängert. Damit entfallen auf diese Mitarbeiterin insgesamt 54.75 Personen-
monate. 
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Insgesamt ergeben sich damit 123.75 Personenmonate, die aus der Zuwendung finanziert wurden, die im 
TVB ursprünglich veranschlagten 138 Personenmonate wurden insoweit nicht überschritten. Den Mitar-
beitern oblag die Mitwirkung an allen im Projekt anfallenden Teilarbeiten. Dazu gehörte die Erstellung 
und Überarbeitung der Erhebungsinstrumente für die MiD- und JuMiD-Studien, die Durchführung und 
Analyse der Pretests der MiD-Studie, die Aufbereitung der vom Feldforschungsinstitut gelieferten Daten 
der MiD- und JuMiD-Studien, die Analyse der Daten, die Zusammenführung der Datensätze und Durch-
führung von Trendanalysen sowie die Erstellung von Artikeln, Forschungsberichten und Spotlights. Des 
Weiteren vertraten die Mitarbeiter die UHH auf nationalen und internationalen Konferenzen und stellten 
dort Ergebnisse aus dem MOTRA-Projekt vor. Die Gesamtkosten des wissenschaftlichen Personals belau-
fen sich für den gesamten Förderzeitraum auf 758 859 € und machen mit 21.0% der Gesamtkosten (ohne 
PP) den zweitgrößten Anteil an den Kosten aus.  

Neben ihrer Tätigkeit im Projekt arbeiteten alle drei Mitarbeiter an der Fertigstellung ihrer Qualifizie-
rungsarbeiten. Ein Mitarbeiter – Herr Farren – promivierte am 8. November 2024. Seine kumulative 
Dissertation unter dem Titel „Attitudes towards the Police amongst Young People – International 
Perspectives on Procedural Justice“ wurde von allen beteiligten Gutachtern mit der Bestnote „summa 
cum laude“ bewertet ebenso seine Leistung im Rahmen der mündlichen Verteidigung. Frau Endtricht 
reichte im März 2025 ihre Dissertationsschrift mit dem Titel „Identität und Intoleranz: Zur Rolle kollektiver 
Identitäten und der Wahrnehmung von Identitätsbedrohungen für die Abwertung von Minderheiten“ 
ein. Zwei Gutachten dazu liegen vor. Diese bewerten diese Arbeit mit der Note „summa cum laude“. 
Gegenwärtig steht noch die mündliche Verteidigung aus, die aller Voraussicht nach im letzten Quartal 
des Jahres 2025 erfolgen wird. Daran anschließend kann die Arbeit Anfang 2026 publiziert werden. Der 
dritte Mitarbeiter hat seine kumulative Dissertation weitgehend abgeschlossen und wird seine Arbeit 
Anfang 2026 zur Begutachtung einreichen.  

Alle drei Mitarbeiter konnten auch nach Ablauf der Förderphase für eine weitere Mitarbeit innerhalb des 
MOTRA-Projektes gewonnen werden. Herr Farren und Frau Endtricht arbeiten seit dem 1.8.2025 am GIGA 
und stärken damit die Zusammenarbeit zwischen der UHH und dem GIGA. Herr Fischer wird beim Team 
der UHH verbleiben und hier ebenfalls im MORA-Projekt weiterbeschäftigt.  

 

  



4 Projekt MOTRA – Teilvorhaben UHH  FKZ: 13N15222 
Sachbericht zum Verwendungsnachweis – Teil II   
 

seite 21 

Literatur 

Zu Publikationen, die innerhalb des Förderzeitraums an der UHH entstanden sind siehe Liste der 
Veröffentlichungen. 

 Agnew, R. (2006). Pressured into crime: An overview of general strain theory. New York: Oxford 
University Press. 

Agnew, R. (2017). General Strain Theory and Terrorism. In G. LaFree & J. D. Freilich (Hrsg.), The Handbook 
of the Criminology of Terrorism, (S. 121-132). Chichester: Wiley. 

Faulbaum, F. & Mokros, N. (2023). Die empirische Grundlage der Mitte-Studie 2022/23 – Methodik und 
Design (S. 35 – 51), In: Zick, A., Küpper, B. & Mokros, N. (Hrsg.), Die distanzierte Mitte. Rechtsextreme 
und demokratiegefährdende Einstellungen in Deutschland 2022/23. Bonn: Verlag J. H. W. Dietz 
Nachf. GmbH. 

Gülzau, F., Wittlif, A. & Beigang, St. (2022) SVR-Integrationsbarometer 2022 – Methodenbericht. Berlin: 
Sachverständigenrat für Integration und Migration.  

Heller, A., Dilling, M., Kiess, J., Decker, O. & Brähler, E. (2024). Methodische Überlegungen zur Erhebung 
rechtsextremer und autoritärer Einstellungen (S. 207-227), In: O. Decker, J. Kiess, A. Heller & E. 
Brähler (Hrsg.), Vereint im Ressentiment. Autoritäre Dynamiken und rechtsextreme Einstellungen 
Leipziger Autoritarismus Studie 2024. Gießen: Psychosozial-Verlag. 

Pfündel, K., Stichs, A. & Tanis, K. (2021). Muslimisches Leben in Deutschland 2020. Studie im Auftrag der 
Deutschen Islam Konferenz. Forschungsbericht 38 des Forschungszentrums des Bundesamtes, 
Nürnberg: Bundesamt für Migration und Flüchtlinge. 

Tajfel, H. and Turner, J.C. (1986). The Social Identity Theory of Intergroup Behavior. In: S. Worchel & W.G. 
Austin (eds.), Psychology of Intergroup Relation, (pp. 7-24). Chicago: Hall Publishers. 

__________________________________________________________ 
 
 

 
 
Kontaktadressen und Ansprechpartner: 

Prof. Dr. Katrin Brettfeld 
katrin.brettfeld@uni-hamburg.de 

Prof. Dr. Peter WEtzels  
peter.wetzels@uni-hamburg.de 

Institut für Kriminologie 
Fakultät für Rechtswissenschaft 
Universität Hamburg 
Rothenbaumchaussee 33 
20148 Hamburg 
 
https://www.jura.uni-hamburg.de/die-
fakultaet/professuren/kriminologie.html 

 

 

Gefördert durch 


